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Mitarbeiter: 33       Leiter: Reinhold Ranz

Umweltbericht

Gewässerrandstreifen

Umwelt- und Arbeitsschutz

Im Frühjahr kommenden Jah-
res (2010) legt das Land-

ratsamt einen Umweltbericht 
vor, der sich ausführlich mit al-
len umweltrelevanten Themen 

Im Wassergesetz Baden Württ-
emberg ist im Außenbereich die 
Breite der Gewässerrandstreifen 
auf zehn Meter festgelegt. Wich-
tige Bestimmungen sind die Ver-
bote zum Grünlandumbruch, 
zum Bauen und zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen. 
Der Fachdienst Umwelt, Ar-
beitsschutz berät die Gemein-
den bei der Umsetzung und 
Realisierung.

Die Tendenz in der Land-
wirtschaft geht hin zu Intensi-
vierung. Verstärkt wurde diese 
Entwicklung durch den Bau von 
Biogasanlagen, die als nach-
wachsenden Rohstoff vorwie-
gend Mais verwenden. Vermehrt 

Gewässer sind Lebensadern 
der Kulturlandschaft und 

prägen wesentlich unser Land-
schaftsbild. Natürliche Fließge-
wässer und ihre Auen stellen ei-
nen vielfältigen Lebensraum für 
verschiedene Tier- und Pflan-
zenarten dar. Von großer Be-
deutung ist dabei der Entwick-
lungsraum entlang der Flüs-
se und Bäche, der Gewässer-
randstreifen. Ein Abrücken der 
intensiven Nutzung von den 
Ufern gewährleistet eine natur-
verträgliche Gewässerunterhal-
tung und eine ungehinderte Ent-
faltungsmöglichkeit der Gewäs-
ser. Außerdem wird damit ein 
direkter Eintrag von Pflanzen-
schutzmitteln verhindert. Ge-
wässerrandstreifen haben also 
eine Schutz- und Distanzfunkti-
on und sind wichtige Elemente 
der Biotopvernetzung.

Neben den ökologischen 
Funktionen dienen Gewässer-
randstreifen auch der Hoch-
wasservorsorge. Das Freihalten 
der Gewässerrandstreifen und 
Überschwemmungsgebiete von 
baulichen Anlagen, Zäunen 
und Ablagerungen verbessert 
den Hochwasserschutz und mi-
nimiert Hochwasserschäden. 

wurde in den vergangenen Jah-
ren daher Grünland in den Ge-
wässerrandstreifen oder inner-
halb von Überschwemmungs-
gebieten umgebrochen. Es ist 
zwar erklärtes umweltpoli-
tisches Ziel, den Energieanteil 
aus Biomasse weiter zu erhö-
hen. Der einerseits positive As-
pekt der CO2-freien Strom- und 
Wärmegewinnung verliert aber 
dann seinen Wert, wenn auf der 
anderen Seite das Ziel der Ge-
wässerrenaturierung verfehlt 
wird. Denn auch in diesen Fäl-
len gilt die Zehn-Meter-Bestim-
mung des Wassergesetzes.

beschäftigt, soweit Tätigkeitsbe-
reiche der Kreisverwaltung be-
rührt sind. Deshalb, und um the-
matische Überschneidungen zu 
vermeiden, werden im Bereich 

des Fachdienstes Umwelt- und 
Arbeitsschutz in diesem Jahresbe-
richt zwei Themenbereiche auf-
gegriffen, die nicht näher im Um-
weltbericht behandelt werden.

Intensive Landwirtschaft, mit Maisanbau 
bis zur Gewässeroberkante (unten) und  

positives Bespiel für ausreichenden  
Gewässerrandstreifen von ca. 10 m
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Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz

Die Mitarbeiter der Gewerbe-
aufsicht im Fachdienst Um-

welt- und Arbeitsschutz unterstüt-
zen die Firmen und Betriebe im 
Alb-Donau-Kreis bei der Umset-
zung gesetzlicher Vorgaben mit 
dem Ziel, arbeitsbedingte Unfäl-
le zu verhüten und wirkungsvoll 
den Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz zu verbessern. Dieses 
Aufgabengebiet nimmt mehr 
und mehr an Bedeutung zu. Bei 
den jährlich zwischen 100 und 
200 gemeldeten Fällen handelt 
es sich meist um leichte Unfälle 
(Schnittwunden, Verstauchungen 
etc.), aber auch schwere und töd-
liche Unfälle kommen vor.

Die Arbeitsschutzbehörde 
wird bereits bei der Planung von 
Anlagen und Arbeitsstätten im 
Rahmen baurechtlicher und im-
missionsschutzrechtlicher  Geneh- 
migungsverfahren beteiligt. Sol-
che Vorhaben werden im Fach-
dienst mit Blick auf Arbeits-
schutzanforderungen geprüft, er-
forderliche Änderungen werden 
veranlasst.

Bei Betriebsbegehungen wer
den die Maßnahmen zur Ver-
hütung von Arbeitsunfällen 
überwacht und darauf geachtet, 
dass die Arbeitsplätze ergono-
misch gestaltet sind und arbeits-
bedingte Gesundheitsgefahren 
soweit wie möglich vermieden 
werden. Dabei geht es vorran-
gig um technische und organi-
satorische Lösungen. 

So ist bei bestimmten Arbeits-
verfahren, bei denen Staub, Spä-
ne, Dämpfe oder Nebel freige-
setzt werden und wo mit hohen 

Schadstoffkonzentrationen oder 
mit kritischen Stoffen in der Luft 
am Arbeitsplatz zu rechnen ist, der 
Einsatz von Absaugeinrichtungen 
die wirksamste Schutzmaßnahme. 
Individuelle Schutzmaßnahmen, 
wie eine persönliche Schutzaus-
rüstung der Beschäftigten kom-
men hinzu.

Bei Arbeitsunfällen müssen 
die Ursachen ermittelt werden. 
Je nach Ergebnis werden unter 
Umständen die Unfallverhü-
tungsvorschriften weiterentwi-
ckelt. - Ein Beispiel: Ein Mitar-
beiter eines Holzbaubetriebes 
im Landkreis verunglückte töd-
lich beim Verladen von Fertig-
hausteilen mit einem Kran auf 
einen Anhänger. Beim Ablassen 

eines Fertigteiles war das Trag-
seil gerissen und der darunter 
stehende Mitarbeiter wurde von 
dem herabstürzenden Holzele-
ment tödlich verletzt. Aus Sicht 
des Arbeitsschutzes warf der 
Unfall folgende Fragen auf:

War das Tragmittel für die QQ
angehängte Last geeignet?

Kam der Arbeitgeber seiner QQ
Pflicht zur Prüfung der Ar-
beitsmittel nach?

Kam der Arbeitgeber seiner QQ
Pflicht zur Unterweisung 
der Mitarbeiter nach?

Im konkreten Fall hat die Über-
prüfung ergeben, dass kein tech-
nischer und auch kein organisato-
rischer Mangel vorgelegen hat. Die 
Mitarbeiter sind auch ausdrücklich 
unterwiesen worden, dass Perso
nen sich nicht unter schweren La-
sten aufhalten dürfen. 

Wie der Vorfall zeigt, liegt es 
nicht zuletzt auch am verantwor-
tungsbewussten Arbeitnehmer, die 
Vorgaben des Arbeitsschutzes ein
zuhalten und damit Unfälle so 
weit wie möglich zu vermeiden. 

Nachgestellte Szene mit einem am Brückenkran hängendem Holzfertigteil
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